
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Seit dem 1. November 2015 werden minderjährige Flüchtlinge, die unbegleitet

nach Deutschland einreisen, gleichmäßig auf Bundesländer und Kommunen ver-
teilt. Aktuell leben rund 67.500 junge Flüchtlinge in Deutschland, die ohne Eltern
oder Sorgeberechtigte eingereist sind. Inzwischen macht sich die Schließung der Bal-
kanroute bemerkbar. Während etwa in Nordrhein-Westfalen im November 2015
noch rund 2.400 junge Menschen untergebracht werden mussten, waren es im März
2016 nur noch rund 600 (PM des LVR in diesem Heft).

Die mit der Aufnahme junger Flüchtlinge verbundenen Aufgaben haben die Jugend-
ämter herausgefordert. Jugendämter an den Landesgrenzen mussten der wachsenden
Zahl junger Flüchtlinge ein Obdach bieten und das so genannte Erstclearing vorneh-
men. Da die meisten dieser jungen Menschen 16 Jahre und älter sind, ist eine der zen-
tralen Fragen der vorläufigen Inobhutnahme die häufig schwierige Altersfeststellung.
Die bundesweite Verteilung hat dazu geführt, dass viele Jugendämter abseits der
Grenzorte erstmals mit jungen Flüchtlingen und ihren spezifischen Bedarfen konfron-
tiert worden sind: Es mussten nicht nur Sprachbarrieren überwunden werden. Auch
der Umgang mit traumatisierten Jugendlichen, das Schaffen von Plätzen in Jugend-
hilfeeinrichtungen und Pflegefamilien sowie der Aufbau von interkulturellen Kom-
petenzen stehen im Fokus. Dabei soll eine Versorgung und Unterbringung der Kinder
und Jugendlichen ermöglicht werden, die der UN-Kinderrechtekonvention genügt.
Hinzu kommt die Aufgabe, mit verschiedenen Institutionen – wie der Ausländerbehör-
de, den Arbeitsagenturen und Schulen – Kooperationsstrukturen aufzubauen.

Dabei wird das Spannungsfeld zwischen Jugendhilferecht und Asyl- bzw. Aufenthalts-
recht zunehmend deutlich. Während das Jugendhilferecht dem Kindeswohl verpflichtet
ist und auf Integration und Verselbstständigung setzt, werden im Bereich des Asyl-
und Aufenthaltsrechts die Hürden für die Integration höher gesetzt und zunehmend
wird zwischen jungen Menschen mit „guter“ und „schlechter“ Bleiberechtsperspektive
differenziert. Aber auch der viel beschworene „Primat der Kinder- und Jugendhilfe“
wird nicht mehr vorbehaltslos praktiziert: dies macht sich in der restriktiven Bewilligung
von Anschlusshilfen an die Inobhutnahme bemerkbar.

Die Länder wollen aber offenbar noch weiter gehen. Große Sorgen lösen der Be-
schluss der Regierungschefinnen und Regierungschefs vom 22. April 2016 und die
Forderungen zu Änderungen des SGB VIII aus einzelnen Bundesländern aus (siehe
dazu den Auszug auf Seite 221 in diesem Heft). So wird dort zunächst festgestellt,
dass eine angemessene, bedarfsgerechte und flexible Versorgung der unbegleiteten
Minderjährigen die Kommunen vor große Herausforderungen stellt. Unter Verweis
auf spezifische Bedarfe dieser Personengruppe im Kontext von Integration und
Verselbständigung soll dann aber geprüft werden, „wie dem Umstand der spezi-
fischen Bedarfe Rechnung getragen werden und die Steuerungsmöglichkeiten mit
Blick auf die Kostenentwicklung und die Ausgestaltung durch die Länder verbessert
werden können“. Mehrere Länder votieren in diesem Zusammenhang für „eigen-
ständige Standards“. Der Bundesfachverband unbegleitete minderjährige Flüchtlin-
ge (BumF) warnt in seiner Stellungnahme davor, die langjährigen Erfolge der Kin-
der- und Jugendhilfe bei Integration und Schutz von unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingen und jungen heranwachsenden Flüchtlingen zu gefährden (S. 222 in
diesem Heft).

Die kommenden Monate werden zeigen, ob sich Deutschland (weiterhin) dem Pri-
mat der Kinder- und Jugendhilfe und den internationalen Standards verpflichtet fühlt
oder den Weg öffnet für ein Kinder-und Jugendhilferecht erster und zweiter Klasse
(wobei schon die erste Klasse alles andere als eine Luxusklasse darstellt).

Ihr

Prof. Dr. Dr. h.c. Reinhard Wiesner
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